
Menschenrechtsverletzungen sind entlang globaler Lieferketten nach wie vor weit verbreitet. Freiwillige Maßnahmen für 
verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln alleine haben sich bei der Bekämpfung der strukturellen Ursachen von 
Menschenrechtsverletzungen als nicht ausreichend erwiesen. Um die Wirtschaft weltweit nachhaltiger zu gestalten, Men-
schenrechte gesetzlich zu sichern und den Umweltschutz zu forcieren, braucht es umfassende, rechtlich verpflichtende 
Rahmenbedingungen.
FAIRTRADE bietet ein konkretes Angebot für Unternehmen, um diesen Anforderungen besser gerecht zu werden, und setzt 
sich für eine verbindliche Regelung menschenrechtlicher und umweltbezogener Sorgfaltspflichten ein.

Die Covid-19 Pandemie hat uns vor Augen 
geführt, wie eng die Zerstörung natürlicher 
Lebensräume, Klima- und Gesundheitskri-
sen zusammenhängen – allesamt verur-
sacht durch die Ausbeutung von Menschen 
und der Natur. 

Auch europäische Unternehmen, die in 
ihren Heimatländern alle Gesetze befolgen, 
arbeiten international oft mit Zulieferbe-
trieben zusammen, die ungestraft grundle-
gende Menschen-, Arbeits- und Gewerk-
schaftsrechte missachten und die Umwelt 
nachhaltig schädigen. Insbesondere in 
Ländern mit schwachen Strukturen ist es 
Betroffenen kaum möglich, diese Grund-
rechte geltend zu machen.

Eine Rückkehr zu „business as usual“ nach 
Corona würde die Ungleichheiten und den 
Mangel an Nachhaltigkeit in unserem aktu-
ellen System verschärfen.

Die gesetzlich verbindliche Verankerung 
menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten ent- 
lang von Lieferketten auf nationaler wie auf 
globaler Ebene, die auch Umweltschäden 
und einen einfacheren Zugang zu Rechts-
mitteln einschließen, wird weltweit von 
zahlreichen Organisationen gefordert.  
Unter ihnen sind neben der Dachorganisa- 
tion Fairtrade International auch zivilgesell-
schaftliche Vereinigungen wie die Treaty 
Alliance Austria mit der Kampagne  
„Menschenrechte brauchen Gesetze“.

Achtung der Menschenrechte: Freiwilligkeit allein reicht nicht

Unternehmerische  
Sorgfaltspflichten  
für Menschenrechte 
und Umwelt
Im Allgemeinen wird unter HREDD 
(Human Rights and Environmental 
Due Diligence) der Prozess verstan-
den, mit dem Unternehmen die ne-
gativen Auswirkungen ihrer globalen 
Geschäftsaktivitäten sowie jener von 
Tochtergesellschaften, Subunterneh-
men und deren Zulieferfirmen iden-
tifizieren, verhindern, reduzieren und 
darüber Rechenschaft ablegen.

„Die Staaten hätten es in ihrer Macht, 
transnationale Konzerne an  

Menschenrechte zu binden. (…) auch 
in internationalen Gremien wie der 

EU oder der WTO können sie Mit ihren 
Vorschlägen und Forderungen eine 

Trendumkehr herbeiführen.“ 
Manfred Nowak,  

Global Campus of Human Rights

Die FAIRTRADE Vision für menschenrechtliche und 
ökologische Sorgfaltspflicht in Lieferketten

Sorgfaltspflicht-Prozesse und unterstützende Massnahmen

https://www.fairtrade.at/newsroom/presse/pressemitteilungen/details/menschenrechte-brauchen-gesetze-5319
https://www.fairtrade.at/newsroom/presse/pressemitteilungen/details/menschenrechte-brauchen-gesetze-5319


Lieferketten können weder die Bedürfnisse 
der Konsumentinnen und Konsumenten, 
noch die Umsetzung der SDGs auf nach-
haltige Weise erfüllen, wenn die Beschäf-
tigten sowie Bäuerinnen und Bauern am 
Beginn der Lieferketten keine existenz- 
sichernden Einkommen und Löhne er- 
halten. Diese sind eine Voraussetzung für 
die effektive Umsetzung des Rechts auf 
Nahrung, Wasser und Hygiene, Wohnen, 
Erholung, Bildung, ärztliche Versorgung, 
aber auch für Resilienz gegen den Klima-
wandel. 
Somit sind sie eine wesentliche Grundlage 
für den Schutz von Menschenrechten und 
Umweltschutz und nicht zuletzt zur Vermei-
dung von ausbeuterischer Kinderarbeit. Vor 

diesem Hintergrund sind existenzsichernde 
Einkommen und Löhne als grundlegendes 
Menschenrecht zu verstehen und müssten 
gemeinsam mit Arbeitsrechten in gesetzlich 
verpflichtenden HREDD-Leitlinien verankert 
werden.
Eine solche Regulierung könnte unglaublich  
wirksam sein: So könnte die Macht aller 
Marken, Einzelhandelsunternehmen und 
Verbraucherinnen und Verbraucher in der 
gesamten EU in Zusammenarbeit mit 
Regierungen und insbesondere auch mit 
den Bäuerinnen und Bauern in den Pro-
duktionsländern dazu genutzt werden, die 
Armut und die damit verbundenen Men-
schenrechtsrisiken so weit wie möglich zu 
reduzieren.

Fairtrade International bezieht in der 
Fairtrade Vision für menschenrechtliche 
und umweltbezogene Sorgfaltspflichten 
Position zur Realisierung von HREDD in 
Lieferketten. Die wesentlichste Grundvoraus- 
setzung dafür ist die Schaffung gesetzlicher 
Rahmenbedingungen unter Berücksichti-
gung und Einhaltung folgender Kriterien: 
•	� Existenzsichernde Einkommen und 

Löhne
•	 Ausgleich von Machtgefällen
•	� Faire Teilung der Kosten zur Einführung 

und Einhaltung der Sorgfaltspflichten 
zwischen Produzentinnen, Produzenten 
und Handel 

•	� Einbeziehung von Rechtsinhaberinnen 
und Rechtsinhabern in alle HREDD bezo-
genen Entscheidungen

•	� Faire Wettbewerbsbedingungen, damit  
Unternehmen aus der Einhaltung von 

Sorgfaltsplichten keine Nachteile entste-
hen

•	� Rechtlich verbindliche Auflagen zu 
Umwelt- und Klimaschutz

•	� Unabhängige Kontrollen der Unterneh-
men durch Menschenrechtsorganisatio-
nen und Gewerkschaften

•	 Klare Sanktionen bei Regelverstößen
•	� Beschwerde- oder Klagemöglichkei-

ten gegen Muttergesellschaften durch 
Geschädigte, damit Entschädigungen 
eingefordert werden können. Die Be-
weislast liegt jeweils bei den beklagten 
Unternehmen.

All diese Regelungen müssen gleicher-
maßen für alle Akteurinnen und Akteure 
entlang der gesamten Lieferkette gelten, 
unabhängig von Standort, Größe und Or-
ganisationsstruktur der Unternehmen und 
ihrer Zulieferbetriebe.

Für mehr als 80 % der Österreicher- 
Innen sind Transparenz und Rückver-
folgbarkeit (Herkunft, Lieferketten) 

ein sehr bzw. eher wichtiges Kriterium 
beim Kauf von Lebensmitteln.

MAFO-Studie Österr. Gallup-Institut, Sept. 2020

Menschenrecht auf existenzsichernde Löhne und Einkommen

„Inzwischen kann man Sehr gut nach-
weisen, dass Unternehmen konkret 
für Menschenrechtsverletzungen 

verantwortlich sind. dennoch sieht 
das System keine Klagemöglichkeit 

zur Rechtsprechung vor.“
Michaela Krömer,  

Rechtsanwältin | Klimaklage

Dringend Gefordert: Ein gesetzlicher Rahmen für Wertschöpfungsketten

Fairtrade Vision für ein verplichtendes Lieferkettengesetz

Bisher gibt es nur nicht rechtsverbindliche 
Regelwerke wie freiwillige Leitprinzipien 
oder Vorgaben für einzelne Geschäftsfelder, 
etwa die OECD Due Diligence Guidance 
(2010), das UN-Leitprinzip für Wirtschaft 
und Menschenrechte (2011) sowie der 
daraus resultierende Prozess für ein ver- 
bindliches UN-Abkommen (TNC-Treaty, 
2014) und die EU-Direktive über unfaire 
Handelspraktiken in der Agrar- und 
Lebensmittelversorgungskette (2019).

Handlungsbedarf auf Allen Ebenen
Während die EU-Kommission für das erste 
Halbjahr einen EU-Gesetzesentwurf ange- 
kündigt hat, um Unternehmen für ihre nega- 
tiven Auswirkungen auf Menschen und den  
Planeten zur Rechenschaft zu ziehen, wird  
parallel dazu der zweite Entwurf des UN- 
Abkommens zu Wirtschaft und Menschen- 
rechten diskutiert.
Laut einer Analyse der European Coalition 
for Corporate Justice (Stand: Jan. 2021) 

haben bis auf wenige Ausnahmen (u. a.  
Frankreich, Deutschland, Finnland, Luxem- 
burg) die meisten europäischen Staaten, 
wie auch Österreich, auf Regierungsebene 
noch kaum oder keine konkreten Maßnah-
men zur gesetzlichen Verankerung grund- 
legender rechtlicher Verbindlichkeiten 
entlang der Lieferketten entwickelt. Diese 
wären aber dringend notwendig, um der 
menschenrechtlichen und ökologischen 
Verantwortung nachzukommen. 
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Menschenrechte stehen im Mittelpunkt der 
FAIRTRADE-Bewegung und -Standards. 
Das internationale FAIRTRADE-System 
beruht auf der Vision eines gerechten und 
veränderbaren Handels. Es deckt bereits 
viele Anforderungen an Unternehmensver-
antwortung im Sinne der OECD-Leitlinien 
für unternehmerische Sorgfaltspflicht ab 
und leistet damit einen wichtigen Beitrag 
zur Bekämpfung der Ursachen von Men-
schenrechtsverletzungen.

Mit dem Human Rights Commitment hat  
sich FAIRTRADE im September 2020 zudem 
freiwillig verpflichtet, die eigenen Standards 
und Prozesse mit den UN-Leitprinzipien für 

Wirtschaft und Menschenrechte abzustim-
men: Diese Selbstverpflichtung verdeutlicht 
das Verständnis der menschenrechtlichen 
Verantwortung von FAIRTRADE und soll 
Unternehmen ermutigen, die Umsetzung 
von HREDD voranzutreiben.

Realisierung von HREDD 
FAIRTRADE hat bestehende Strukturen vor  
Ort und verfolgt einen partizipativen Ansatz 
unter Einbeziehung der Betroffenen sowie 
lokalen Stakeholdergruppen (bottom-up 
approach). 

Die verpflichtenden Standards definieren 
soziale, ökologische und ökonomische 

Mindestanforderungen und basieren u. a. 
auf der UN-Menschenrechtskonvention,  
auf ILO-Kernnormen und auf internationa-
len Umweltstandards. Sie verbieten u. a. 
ausbeuterische Kinder- und Zwangs-
arbeit sowie Diskriminierung. Weiters 
umfassen sie Anforderungen an die Löhne, 
Sicherheit am Arbeitsplatz und Gewerk-
schaftsfreiheit.

FAIRTRADE zeigt Bäuerinnen, Bauern und 
Beschäftigten ihre Rechte auf und befähigt 
sie, diese einzufordern. Die Einhaltung der 
Richtlinien überprüft die unabhängige Zer-
tifizierungsstelle Flocert regelmäßig, teils 
auch mit unangemeldeten Kontrollen.

FAIRTRADE als Beitrag zu HREDD in Lieferketten

Das FAIRTRADE System bietet eine solide 
Grundlage für die Einhaltung menschen-
rechtlicher und umweltbezogener Sorgfalts- 
pflichten: Existenzsichernde Einkommen 
sind eine zentrale Voraussetzung für effek- 
tiven Menschenrechtsschutz. FAIRTRADE- 
Mindestpreise und -Prämien sind ein 
wesentlicher Beitrag dazu. Die FAIRTRADE 
Standards übersetzen menschenrechtliche 
Vorgaben in konkrete und überprüfbare 
Kriterien. Diese müssen verpflichtend um- 
gesetzt werden und gelten für größere  
Betriebe genauso wie für Kleinbauern- 
genossenschaften. Die Bandbreite der 
Standards reicht von dem klaren Verbot 
von ausbeuterischer Kinderarbeit bis hin  

zur Ermöglichung eines diskriminierungs- 
freien Zugangs zu Gewerkschaften. 
FAIRTRADE-zertifizierte Organisationen 
können auf vielfältige Unterstützung und  
Beratung zurückgreifen, welche die Ein-
haltung menschenrechtlicher Vorgaben 
forcieren. Dank der regelmäßigen und 
unabhängigen Kontrollen von FLOCERT 
verfügt das FAIRTRADE System zudem 
über einen Beschwerdemechanismus. Mit 
seinem weltweiten Netzwerk und langjähri-
gem Know-how könnte FAIRTRADE künftig 
auch im Auftrag zertifizierter Unternehmen 
tätig werden und diese beim Erkennen, 
Eindämmen und Beheben von Menschen-
rechtsrisiken unterstützen.

Gemeinsam Lieferketten Verantwortungsvoll gestalten

„Menschenrechte gelten entlang der 
gesamten Lieferkette. Dafür setzen wir 
uns auch bei FAIRTRADE ein. Aber auch die 
Politik ist gefordert, hier faire Rahmen-

bedingungen für alle zu schaffen.“ 
Hartwig Kirner, Fairtrade Österreich
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FAIRE HANDELSSTRUKTUREN ZUR BEKÄMPFUNG VON KINDERARBEIT
80 Prozent aller 
Menschen, die von 
Formen extremer 
Armut betroffen 
sind, leben in länd-
lichen Regionen. 
Wenn die Eltern 
krank oder ohne 
Arbeit sind, wenn 
sehr niedrige Löhne 

gezahlt werden oder die Ernte ausfällt, 
müssen auch die Kinder mithelfen und 
das zum täglichen Überleben notwendige 
Geld verdienen. Am Beispiel Westafrika 
wird dieser Zusammenhang besonders 
deutlich: Der durchschnittliche Verdienst 
westafrikanischer Kakaobäuerinnen 
und -bauern beträgt nur ein Drittel eines 
existenzsichernden Einkommens. Gleich-
zeitig arbeiten allein in Ghana und der 

Elfenbeinküste rund 1,5 Millionen Kinder 
unter ausbeuterischen Bedingungen im 
Kakaoanbau. Nachdem die Schokolade-
nindustrie ihr Ziel zur Bekämpfung von 
Kinderarbeit laut einer Studie des National 
Opinion Research Center (2020) mehrfach 
verfehlt hat, fordern viele Unternehmen 
mittlerweile selbst verbindliche Regeln für 
menschenrechtliche und umweltspezifi-
sche Sorgfaltspflichten.

https://www.fairtrade.net/news/fairtrade-commits-to-business-and-human-rights-principles

